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Ist Eveline Widmer-Schlumpf ganz bewusst aufgelaufen?
Weissgeldstrategie FDP-Präsi-
dent Philipp Müller wirft Finanzminis-
terin Eveline Widmer-Schlumpf vor, die 
Weissgeldstrategie mit einem Sololauf 
zu gefährden (siehe Interview). Auch 
andere Quellen bestätigen, dass der 
Inhalt des am Mittwoch in den Bundes-
rat eingebrachten Berichts nicht mehr 
dem entsprochen habe, was die Bünd-
nerin angekündigt hatte. In letzter Se-
kunde, so heisst es, soll Widmer-
Schlumpf ihre Meinung geändert und 
eine Variante vorgeschlagen haben, mit 
der sich weder die SP noch die Banken 
hätten anfreunden können. So erklären 
sich die Mitberichte der SP-Magistraten 

Alain Berset und Simonetta Somma-
ruga sowie von FDP-Bundesrat Johann 
Schneider-Ammann. Bei letzterem sol-
len Banken und der Wirtschaftsdach-
verband Economiesuisse massiv lob-
byiert haben.

Im Finanzdepartement wundert man 
sich dennoch, dass die anderen Bun-
desräte die Bundespräsidentin desa-
vouiert haben. Die Rede ist von einem 
«kleinlichen Vorgehen», es sei schliess-
lich nur ein Bericht, und man habe bei 
der Beratung der für Anfang nächsten 
Jahres angekündigten Vernehmlas-
sungsvorlage zur Weissgeldstrategie 
noch ausreichend Möglichkeit, einzu-

greifen. Andere Departemente weisen 
diesen Vorwurf zurück: «Im Bericht 
werden die Eckwerte schon bestimmt. 
Es war der richtige Zeitpunkt zum Ein-
greifen», sagt ein Departementsmitar-
beiter. Widmer-Schlumpfs Niederlage 
sei intern aber nicht so desaströs, wie 
es nach aussen den Anschein mache.

«es lohnt sich, sich Zeit zu nehmen»
Vielleicht hat die Regierung die Bun-

despräsidentin auch gar nicht düpiert, 
sondern ihre Weissgeldstrategie bewusst 
und vielleicht gar mit deren implizitem 
Einverständnis auf die lange Bank ge-
schoben. Diese Theorie vertritt Konrad 

Graber, Präsident der ständerätlichen 
Kommission für Wirtschaft und Abga-
ben (WAK). «Ich kann mir vorstellen, 
dass der Bundesrat das Thema nicht 
forcieren möchte, sondern die Abstim-
mung über das Steuerabkommen in 
Deutschland abwarten und erst im Ja-
nuar entscheiden möchte», sagt der 
Luzerner CVP-Politiker, der als «Vater» 
des diskutierten Berichts bezeichnet 
werden kann. Denn es handelt sich um 
einen Folgebericht des ersten Finanz-
platzberichts des Bundesrats aus dem 
Jahre 2009, welcher auf einen Vorstoss 
von Graber zurückging. Graber meint, 
das Ergebnis in Deutschland werde 

wegweisend sein, ob die Abgeltungs-
steuer eine breite Akzeptanz finden 
werde. Das wiederum habe Folgen auf 
die Finanzplatzstrategie, weil nicht de-
klarierte Gelder in der Schweiz nur noch 
eine absolute Ausnahme wären. Eine 
Strategie wechsle man nicht von einem 
Tag auf den anderen, gibt Graber zu 
bedenken, und folgert daraus: «Es ist 
deshalb sinnvoll, sich die nötige Zeit zu 
nehmen und sich nicht vor einer in 
Deutschland anstehenden Abstimmung 
zu verabschieden, welche eben diese 
Strategie beeinflussen kann.»
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Zuerst ein abt, 
dann ein Bischof 

es war eine anstrengende 
Woche für Pirmin Bischof: 
Kurz nachdem der Solothurner 
CVP-Ständerat von einer reise 
aus Kroatien und herzegowina 
in die heimat zurückgekehrt 
war, stand schon der nächste 
termin an: eine rede zum Ge-
nerationenkonflikt am Parteitag 
der CVP-Senioren. Daran nahm 
übrigens auch Martin Werlen, 
Abt des Klosters einsiedeln, teil. 
Dessen referat am Vormittag 
wohnte Bischof aber nicht bei: 
Sei es, weil er zu müde war 
oder weil er den älteren Partei-
kollegen die kirchlichen Wür-
denträger in kleinen Portionen 
gönnen wollte – am Vormittag 
einen Abt, am Nachmittag dann 
den Bischof.

Lob für christoph darbel-
lay: Der CVP-Chef sei bewun-
dernswert bilingue, sagte diese 
Woche ein Parteipräsident in 
einem Nebensatz. Als Kommis-

sionssprecher vor dem National-
rat nehme er jeweils erst kurz 
vor seiner redezeit das Manu-
skript des deutschsprachigen 
Sprecher-«Gespänlis» und über-
setze dessen text direkt beim 
Lesen ins Französische. «Das 
würde ich auch gern können», 
so die bewundernden Worte. 
Ja, aus dem Wallis zu sein, hat 
auch seine Vorteile.

Josef lang (58), abgewählter 
grüner Nationalrat, kehrt dem 
Kanton Zug den rücken. Nach 
nunmehr acht ehejahren zieht 
er zu seiner Liebsten nach Bern. 
Die Züglete wirft Fragen auf: 
hatte Lang aus steuerlichen 
Gründen ein Scheindomizil in 
Zug, und hat er seinen Lebens-
mittelpunkt in tat und Wahrheit 
schon lange nach Bern verlegt? 
Oder führte er eine Scheinehe 
und zieht nun reumütig bei sei-
ner Gemahlin ein? Lassen wir 
die bösen unterstellungen. Die 
naheliegendste erklärung ist: Als 
Verteidiger des Finanzausgleichs 
hat Lang im Nehmerkanton 
Bern ungleich grössere Chancen 
für ein Comeback als National-
rat als im Zahlkanton Zug.

Der Walliser SVP-Nationalrat 
Oskar Freysinger ist ein krea-
tiver Kopf. Jüngstes Beispiel: um 
der Schweizer hotellerie ange-
sichts des starken Frankenkurses 
zu helfen, schlägt er in einem 
Vorstoss vor, dass Schweizer die 
Kosten für ihre hotelübernach-
tungen künftig von den Steuern 
abziehen können. er fand im-
merhin 14 Mitunterzeichner.

PolITaPÉro

FDP-Präsident Philipp Müller im element: «Ohne die unterstützung der Politik in der Krise gäbe es heute keine uBS mehr.» 
 Bilder Manuela Jans

Herr Müller, Anfang Woche hat die 
UBS angekündigt, 10 000 Stellen zu 
streichen, davon 2500 in der Schweiz. 
Bundespräsidentin Eveline Widmer-
Schlumpf hat der UBS sozusagen 
dazu gratuliert. Gratulieren Sie auch?

Philipp Müller: Der Stellenabbau ist die 
logische Konsequenz aus der Regulierung 
der Banken mit der «Too big to fail»-Vor-
lage. Diese zwingt die beiden systemre-
levanten Grossbanken zu mehr Eigen-
mitteln, je risikoreichere Geschäfte sie 
tätigen wollen. Es war klar, dass dies zu 
einer Redimensionierung führen wird. 
Das Investmentbanking, das jetzt ver-
kleinert wird, war zudem schon jahrelang 
kein gutes Geschäft für die UBS.

Also hat die UBS-Spitze mit CEO Ser-
gio Ermotti und Verwaltungsratsprä-
sident Axel Weber Recht, wenn sie 
der Politik die Hauptschuld am Stel-
lenabbau gibt. Ist das sogenannte 
Swiss Finish – die hohe Eigenkapital-
quote – zu viel des Guten?

Müller: Nein. Die Vorschläge hat eine 
Expertengruppe erarbeitet, in der auch 
Bankenvertreter sassen. Diese Fachleute 
kamen einstimmig zum Ergebnis, dass 
die neuen Bestimmungen das richtige 
Mass haben. Bundesrat und Parlament 
haben sich dem im Grossen und Ganzen 
angeschlossen. Damit ist das Risiko für 
die Schweiz gesunken, von einer Gross-
bank in den Abgrund gerissen zu werden. 
Und das war das Ziel. 

Trägt also die Politik eine Mitschuld?
Müller: Der Stellenabbau ist sehr bedau-
erlich. Aber man kann das Bärenfell nicht 

waschen, ohne es nass zu machen. Eine 
derart grosse Bank kann nicht sicherer 
und kleiner werden, ohne Stellen abzu-
bauen. Wer jetzt der Politik die Schuld 
gibt, verdreht allerdings Ursache und 
Wirkung: Ohne die Unterstützung der 
Politik in der Krise gäbe es heute keine 
UBS mehr. 

Einen Stellenabbau kann man auf 
verschiedene Weise bewerkstelligen. 
Muss die UBS, die nach ihrer Rettung 
gewissermassen beim Staat in der 
Schuld steht,   ...

Müller:   ... Einspruch! Der Staat hat letzt-
lich Gewinn gemacht mit der UBS-Ret-
tung. Auch wenn wir viel Glück hatten.

Sollte die UBS auf Kündigungen ver-
zichten? Schliesslich sind in der 
Schweiz vor allem ganz normale An-
gestellte und nicht Investmentbanker 
betroffen.

Müller: Von einem verantwortungsvollen 
Arbeitgeber – und ich unterstelle der UBS 
das jetzt einmal – erwarte ich, dass er 
versucht, den Abbau über Pensionierun-
gen und natürliche Fluktuationen zu 
bewerkstelligen. Kommt es dennoch zu 
Kündigungen, muss es selbstverständlich 
einen Sozialplan geben. Aber ich bin zu-
versichtlich: Verwaltungsratspräsident 
Axel Weber verfügt über die nötige poli-
tische Sensibilität.

Im Gegensatz zum ehemaligen Invest-
mentbanker Ermotti ...

Müller: Herrn Ermotti kenne ich weniger 
gut. Vom früheren Notenbankchef Weber 
weiss ich, dass er politisches Gespür hat. 

Weber hat angekündigt, dass die ho-
hen Löhne und Boni sinken werden. 
Seinen eigenen Antrittsbonus über 
4 Millionen Franken findet er aber 
nach wie vor in Ordnung.

Müller: Das ist dem sozialpolitischen 
Klima sicher nicht zuträglich. Aber vor 
wenigen Jahren hätte Herr Weber noch 
viel mehr bekommen. Zudem bin ich 
überzeugt, dass er die richtige Person an 

der Spitze der UBS ist. Ihm ist zu ver-
danken, dass das Investmentbanking zu-
rückgefahren wird. Wichtig ist, dass er 
eine sichere Bank schafft und für eine 
Weissgeldrealität einsteht.

Auch der abgesägte Investment-Chef 
Carsten Kengeter erhält einen Bonus.

Müller: Natürlich ist es stossend, wenn 
Manager mit exorbitanten Entschädigun-
gen wegbefördert werden. So etwas ver-
saut das sozialpolitische Klima. Aber die 
UBS ist wieder privat finanziert, daher ist 
die Lohn- und Bonifrage ihre Sache. 
Bremsen könnten das die Aktionäre, wenn 
der vom Parlament erarbeitete Gegenvor-

schlag zur Minder-Initiative nächstes Jahr 
in Kraft gesetzt wird. Das ist aber nur 
möglich, wenn zuerst die Minder-Initia-
tive abgelehnt wird.

Herr Müller, Sie erstaunen uns: Der 
Philipp Müller, der noch vor kurzer 
Zeit die Gier- und Geldmentalität der 
Banken scharf kritisiert hat, bringt 
jetzt wieder viel Verständnis für die 
gleichen Finanzinstitute auf.

Müller: Moment mal, ich habe meine 
Position überhaupt nicht geändert. Dass 
Carsten Kengeter der Abgang vergoldet 
wird, finde ich nicht gut. Ich sage nur, 
dass der richtige Mann am richtigen Ort 
das Wichtigste ist. Und Axel Weber ist der 
richtige Mann. Aber klar, Millionengehäl-
ter machen uns Politikern das Leben 
schwer.

Vor allem, wenn gleichzeitig viele 
Stellen abgebaut werden.

Müller: Beides zusammen stösst im Volk 
auf wenig Verständnis. 

Die UBS hat beim Stellenabbau wohl 
nur den Anfang gemacht. Experten 
sagen, in den kommenden Jahren 
würden auf dem Schweizer Finanz-
platz 50 000 Jobs wegfallen. Das 
kann dem Präsidenten der Schweizer 
Wirtschaftspartei FDP doch nicht egal 
sein. 

Müller: Diese Zahl ist wahrscheinlich zu 
hoch, aber natürlich findet jetzt ein Struk-
turwandel auf dem Finanzplatz Schweiz 
statt – und nicht nur hier. Der Casino-
Kapitalismus konnte nicht ewig funktio-
nieren. Ähnlich wie bei der Industrie in 

den Neunzigerjahren gibt es nun eine 
Marktbereinigung. Das kann man nicht 
aufhalten. Die Welt verändert sich, und 
wenn sich die Schweiz nicht anpasst, 
machen wir besser einen Wassergraben 
ums Land, stellen Wachtürme auf und 
installieren eine Zugbrücke. Rein kommt 
nur noch, wer genug Dukaten hat. Aber 
Export und Handel mit dem Ausland 
können wir dann vergessen. Und dann 
verlieren wir viel mehr Arbeitsplätze.

Benötigt der Finanzplatz in den 
nächsten Jahren flankierende Mass-
nahmen, um auch weiterhin zum 
Wohlstand beitragen zu können?

Müller: Nein, die Politik muss gute Rah-
menbedingungen schaffen. Staatshilfe 
braucht es nicht. Andere Branchen be-
kommen auch keine staatliche Unter-
stützung, wenn Strukturreformen anste-
hen. 

Eine Task-Force, die jetzt gefordert 
wird, braucht es also nicht?

Müller: Hören Sie mir bloss damit auf! 
Immer, wenn in der Schweiz etwas pas-
siert, schreit irgendein Politiker nach einer 
Task-Force.

Die Finanzplatzstrategie, die Finanz-
ministerin Eveline Widmer-Schlumpf 
ausarbeitet, beinhaltet ebenfalls eine 
derartige Kommission.

Müller: Diese Finanzplatzstrategie, die mit 
ihren unterschiedlichen Bestandteilen 
enorm wichtig ist, fordern wir schon seit 
zwei Jahren. Sie muss Rechtssicherheit 
und Perspektiven schaffen. Aber wir wis-
sen ja nicht einmal, was sich hinter der 

angekündigten Weissgeldstrategie ver-
birgt.

Entschuldigung, Ihre Partei hat den 
Ausdruck erfunden.

Müller: Ja, aber wir haben ihn auch mit 
Inhalt gefüllt. Heute sagt jeder zehnmal 
am Tag Weissgeldstrategie – aber was das 
sein soll, ist völlig unklar. Ich weiss nicht, 
was Frau Widmer-Schlumpf will. Ich weiss 
nur, dass sie am Mittwoch im Bundesrat 
aufgelaufen ist.

Sagen Sie uns, warum.
Müller: Die genauen Gründe kenne ich 
nicht.

Auch Ihre Bundesräte – Johann 
Schneider-Ammann und Didier Burk-
halter – waren nicht zufrieden mit 
Widmer-Schlumpfs Bericht zur Finanz-
platzstrategie. Warum?

Müller: In unserem Land hat man nur als 
Teamplayer Erfolg. Wir sind wie eine 
Champignonkultur: Wer alleine zu hoch 
hinaus will, wird geköpft, weil er den 
anderen zu viel Sonne wegnimmt. Auch 
im Bundesrat muss man sich Verbünde-
te suchen, um Mehrheiten zu erhalten. 
Doch stattdessen isoliert sich Frau 
Widmer-Schlumpf zusehends. Mit Solo-
läufen kann man aber nichts durch-
bringen.

Wie bei der ökologischen Steuer- 
reform?

Müller: Ja. Die Bundespräsidentin hat eine 
Ökosteuer in den Bundesrat gebracht, 
ohne sich mit Umwelt- und Energie- 
ministerin Doris Leuthard abzusprechen. 

Oder nehmen wir die Unternehmens-
steuerreform III. Wir wissen schon lange, 
dass die unterschiedliche Besteuerung 
von gemischten Gesellschaften ein Prob-
lem ist, das wir schnell lösen müssen. Im 
Moment ist Frau Widmer-Schlumpf dabei, 
sich von den Kantonen ein Mandat für 
Verhandlungen mit der EU geben zu las-
sen. Die parlamentarische Gruppe Steu-
ern, in der ich auch vertreten bin, hat sie 
aber nicht hinzugezogen. Dabei braucht 
sie auch im Parlament eine Mehrheit für 
das Mandat. Darauf keine Rücksicht zu 
nehmen, kann sich rächen. 

Wie jetzt bei der Finanzplatzstrategie?
Müller: Ja, da müssen auch die Banken 
in die Arbeiten mit einbezogen werden. 
Es sind ja diese Leute, die die Regeln 

später umsetzen müssen. Frau Widmer-
Schlumpf muss mit den Beteiligten reden. 
Dann hat sie auch Rückendeckung, wenn 
sie mit dem Ausland verhandelt.

Was müsste in der Weissgeldstrategie 
stehen, damit die FDP dahinterstehen 
kann?

Müller: Wir wollen eine strenge Selbst-
regulierung der Banken, die von der Fi-
nanzaufsicht Finma kontrolliert wird. Wir 
sind nicht mehr so naiv, zu glauben, dass 
man allen Banken blind vertrauen kann. 

Was soll die Selbstregulierung be-
inhalten?

Müller: Die Banken müssen soweit als 
möglich gewährleisten, dass sie nur noch 
sauberes Geld verwalten, ...

... auch bei den ausländischen Steuer-
behörden nachfragen, ob die Gelder 
versteuert sind?

Müller: Das ganz sicher nicht. Banken 
sind keine Steuerbehörden Wenn ein 
Bankkunde unehrlich ist, darf dies nicht 
dazu führen, dass eine Bank an seiner 
Stelle haftbar gemacht wird. Sonst könn-
te ein Kunde durch sein betrügerisches 
Handeln eine Bank in den Ruin treiben.

Das heisst: Die Banken fragen den 
Kunden einfach, ob das Geld okay 
sei, der Kunde unterschreibt eine Er-
klärung – und das war es. Ist das 
vertrauenswürdig?

Müller: Eine solche Selbstdeklaration 
kann nur ein ergänzendes Hilfsmittel sein, 
wenn diese von den Herkunftsstaaten der 
ausländischen Kunden auch akzeptiert 
wird und wir dafür Marktzutritt erhalten. 
Mit sauberen, von der Finma überprüften 
Richtlinien kann man eher sicherstellen, 
dass nur noch versteuertes Geld entgegen-
genommen wird. Eine gute Zusammen-
arbeit zwischen den Finanzinstituten und 
der kontrollierenden Finma ist die beste 
Gewähr für einen sauberen Finanzplatz. 

Warum wollen Sie denn so kleine 
Schritte gehen? Selbst Sergio Ermotti 
kann sich einen global geltenden 
automatischen Informationsaustausch 
vorstellen. Die FDP sträubt sich da-
gegen.

Müller: Falsch, Herr Ermotti hat lediglich 
gesagt, dass er als Bankier mit dem auto-
matischen Informationsaustausch leben 
könne, wenn dieser zum globalen OECD-
Standard werde. Doch die USA und die 
Schweiz werden dem nicht zustimmen. 
Wir wollen keinen gläsernen Bürger. Un-
ser Gegenmodell Abgeltungssteuer sichert 
Staaten Steuergelder statt eine wertlose 
Datenflut wie beim Informationsaus-
tausch. Aber: Bis anhin hat sich das 
Parlament immer hinter den OECD-Stan-
dard gestellt. Ich nehme an, dass das auch 
in Zukunft so bleiben wird.

Und wie sieht es mit dem Bankge-
heimnis im Inland aus? Das aufrecht-
zuerhalten, ist für Sergio Ermotti «ein 
Witz».

Müller: Wir verlangen, dass bei der Unter-
scheidung zwischen Steuerhinterziehung 
und Steuerbetrug inskünftig die Schwere 
des Deliktes massgeblich ist. Das Parla-
ment hat unsere entsprechende Motion 
denn auch unterstützt. 

Aber ist es moralisch vertretbar, aus-
ländischen Steuerbehörden Zugang 
zu Daten zu gewähren und Schweizer 
Steuerbehörden nicht?

Müller: Ja, das ist vertretbar. Wir haben 
eine andere Steuerkultur und -moral und 
werden unsere Bürger nicht flächen- 
deckend kriminalisieren.

«Eveline Widmer- 
Schlumpf isoliert 
sich zusehends»

Bundesrat FDP-Präsident Philipp müller wirft 
Finanzministerin Eveline Widmer-Schlumpf vor, wichtige Entscheide 

mit ihren Sololäufen aufs Spiel zu setzen. 
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